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KOMMENTAR

Das Engagement für die Familienpolitik geht weiter

In der Abstimmung vom 3. März 2013 wurde

der Verfassungsartikel über einen Auftrag

an den Bund, subsidiär und gemeinsam mit

den Kantonen die Vereinbarkeit von Familie

und Erwerbstätigkeit beziehungsweise

Ausbildung zu fördern, verworfen. Doch wir

dürfen uns dadurch nicht entmutigen lassen.

Der Ablehnung durch die Stände steht die

Zustimmung von 54 Prozent der

Stimmbevölkerung gegenüber, die sich sehr wohl

für eine Zuständigkeit des Bundes auf dem

Gebiet der Familienpolitik ausgesprochen
haben. Die Mehrheit der Schweizerinnen und

Schweizer anerkennt, dass ein Problem

mit der geforderten Vereinbarkeit

existiert. Sie wünscht sich Massnahmen,

die jungen Familien den Alltag

erleichtern.

erreichen und wohlgemerkt, es gibt nach wie

vor Lücken. Alle politischen Lager erklären

die Unterstützung von Familien denn auch

als unerlässlich. Wenn aber ein Entscheid

für die Umsetzung einer Verbesserung

ansteht, heisst es schnell, der Zeitpunkt sei

ungünstig oder die Methode ungeeignet.

Auch deshalb müssen wir unermüdlich

weiterarbeiten, wenn unsere Anliegen vor dem

Souverän bestehen sollen.

Die bessere Vereinbarung von Familie und

Berufstätigkeit bleibt also ein prioritäres
Ziel. Es müssen bessere Rahmenbedin¬

gungen für die Einrichtung von zusätzlichen

Betreuungsplätzen geschaffen werden, und

die Unternehmen müssen motiviert werden,

flexiblere Arbeitszeiten für Eltern einzurichten.

Eine weitere Priorität in der Familienpolitik

kommt dem Kampf gegen die Armut

zu: Stossrichtungen hier sind beispielsweise
die Steuerbefreiung des Existenzminimums

und die Einführung eines Systems von

Ergänzungsleistungen für Familien.

Thérèse Meyer-Kaelin
Präsidentin Eidgenössische Koordinations¬

kommission für Familienfragen (EKFF)

Die Arbeit in der Familienpolitik muss

deshalb beharrlich weitergeführt
werden. Zu gross ist die finanzielle

Belastung von Familien, und zu oft

gleicht die Vereinbarkeit von Familie

und Beruf einem Flindernislauf.

Kommt es zu weniger Familiengründungen,

fördert dies ein demografisches

Ungleichgewicht, und dies

wiederum destabilisiert die

Sozialversicherungen. Und werden der

Wirtschaft berufliche Kompetenzen

der Eltern vorenthalten, schadet

dies dem Wirtschaftswachstum.

Wenn wir in der Familienpolitik

erfolgreich sein wollen, müssen wir

Prioritäten setzen und in kleinen

Schritten vorwärts gehen. In den

vergangenen zehn Jahren haben

wir viel Erfreuliches erreicht:

die Harmonisierung der

Entschädigung beim

Mutterschaftsurlaub und bei den

Familienzulagen,

Steuererleichterungen und den Abzug

der Kinderbetreuungskosten,

Ermässigungen für die

Krankenkassenprämien, Förderprogramme

für ausserschulische und Krippen-

Betreuungsplätze und die

Vereinheitlichung der Stundenpläne. Diese

Errungenschaften waren nicht leicht zu
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